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Die Verzweiflungstat des Sparkassenchefs ist aus der Sicht der Sparkasse das Ende einer mehrjährigen Tragödie. 

Jahrzehntelang gab es eine Wagenburg mit vielen Beteiligten: Sparkassenvorstände, Sparkassenverband, Innenministerium, Sparkassenaufsichten bei den Regierungen, Verwaltungsräte (das sind Landräte, Oberbürgermeister, Bürgermeister), Wirtschaftsprüfer. Es herrschte eitel Wonne und Sonnenschein und man spielte sich gegenseitig die Bälle zu. 

Die Gier nach mehr Gewinn nahm überhand, wodurch die Weltwirtschaft 2008/2009 an den Rand des Ruins geführt wurde. In Bayern gab es das Landesbank-Debakel. Zur Verhinderung einer neuerlichen Katastrophe griff die Bankenaufsicht BaFin ein  und verlangte als erstes die in den Bilanzen versteckten stillen Rücklagen aufzudecken. Seit 2014 – so lange konnte das hinausgezögert werden - muss nun jede Bank und Sparkasse einen Offenlegungsbericht erstellen. In diesem umfangreichen Bericht mit rund 50 Seiten sind nur zwei Größen wichtig: Wie hoch ist das Eigenkapital und wie hoch sind die sog. „risikogewichteten Aktiva“, das sind die Kredite, die nicht zu 100% abgesichert sind. 

Daraus kann eine Kapitalquote berechnet werden und man hat damit die Möglichkeit eines Vergleichs: Welchen Rang nimmt meine Sparkasse in Bayern ein. Mit diesen Vergleichen wurden alle bayerischen Landkreise mit Landrat und Bürgermeistern konfrontiert. Der Aufschrei war groß und es wurde natürlich die Richtigkeit angezweifelt. 

Der nächste Rückschlag für die Sparkassen war im Sommer 2016 als das Finanzministerium in NRW einen Bescheid erließ, in dem die bisherige Aufgabenverteilung zwischen Sparkassenvorstand und Verwaltungsrat entsprechend dem Kreditwesengesetz richtig gestellt wurde. Der Verwaltungsrat ist bei der Sparkasse für die Strategie zuständig und hat damit das Sagen, der Sparkassenvorstand ist die Exekutive und führt im wesentlichen nur die Beschlüsse des Verwaltungsrats aus. 

Für den Bürger ist die Entscheidung aus NRW wichtig, da die Gewinnausschüttung der Sparkasse an die Träger (Stadt und Landkreis FFB) bisher unterblieben ist, jetzt muss neu gerechnet werden. Es geht immerhin um rund 4 Mio. Euro, die jedes Jahr sowohl der Stadt als auch dem Landkreis FFB zugestanden hätten.

Als in Bayern bei den Landkreisen die jeweilige Ausschüttungshöhe bekannt wurde kam der nächste Aufschrei von Sparkassen und leider auch von den Verwaltungsräten. Es wurden Zukunftsängste geschürt mit dem Argument, es dürfe nichts an die Träger ausgeschüttet werden, da die Anforderungen der BaFin an die Kapitalquote dramatisch erhöht würden. 

Ende Dezember 2016 hat sich dieses Argument als Panikmache herausgestellt. Die BaFin hat zwar eine Erhöhung der Kapitalquote verlangt, diese ist aber sehr moderat ausgefallen und kann bei guter wirtschaftlicher Aktivität auch bei Null liegen. Die Sparkasse Fürstenfeldbruck hat übrigens einen Zuschlag von 1,4% erhalten, das Maximum liegt bei 2,6%.

Das andere Argument in puncto Panikmache war das niedrige Zinsniveau. Auch dieses gilt nicht mehr seit Sommer 2016, seither steigen die Zinsen.

Die BaFin hat mittlerweile gemerkt, dass das Fachwissen der Verwaltungsräte unzureichend ist, um der gesetzlich vorgeschriebenen Aufsicht über die Sparkassenvorstände nachkommen zu können. Eine entsprechende Richtlinie soll noch heuer in Kraft treten. Von diesem erhöhten Fachwissen sind auch die Landräte und Oberbürgermeister betroffen. Bisher war dieser Personenkreis kraft Amtes Verwaltungsratsvorsitzende und musste folglich kein Fachwissen nachweisen. Der Deutsche Sparkassenverband gemeinsam mit den deutschen Spitzenverbänden des Gemeindetags und des Städtetags haben in einer gemeinsamen Stellungnahme gebeten, alles beim alten zu lassen. Es habe sich ja bewährt. Hoffentlich setzt sich diese Meinung nicht durch.

Jetzt kann man in etwa die Haltung des Sparkassenvorstands nachvollziehen, er sieht seine Felle davonschwimmen. 

Seine Handlung hat aber Konsequenzen. Ein Sparkassenvorstand muss nicht nur fachlich geeignet,  er muss auch persönlich, also moralisch-sittlich, völlig integer sein. Im vorliegenden Fall hat er massiv in das Grundrecht der Meinungsfreiheit eingegriffen, was er nicht durfte. Ich werde daher die Sparkassenaufsicht bei der Regierung von Oberbayern informieren, sie soll eine sogenannte Zuverlässigkeitsprüfung durchführen. Der Mitarbeiter der Stadtverwaltung tut mir leid, er hat nur dem Druck eines Mächtigen nachgegeben. Er sollte nicht bestraft werden.

Übrigens: Die als falsch interpretierten Rechnungen zur Gehaltsfindung von Sparkassenvorständen und Verwaltungsräten für FFB, DAH und LL und der Fusion habe ich vor drei Wochen dem Sparkassenverband in München geschickt mit der Bitte um Prüfung auf etwaige Fehler. Diese Prüfung kann innerhalb einer Stunde erstellt werden. Bisher kam keine Antwort vom Sparkassenverband. Nach dem Grundsatz von Juristen „Schweigen ist Zustimmung“ und nachdem eine angemessene Zeit für die Beantwortung verstrichen ist, sind daher die Berechnungen in Ordnung.
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